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1. Rechtsgrundlagen 

Die Neufassung der Regelungen in Abschnitt B I. 3. über die Aufnahme neuer psychothe-
rapeutischer Behandlungsverfahren in die Psychotherapie-Richtlinien findet ihre Rechts-
grundlage in § 92 Abs.6a iVm § 135 SGB V und § 95c SGB V. Mit dem Auftrag in § 92 
Abs.6a Satz 1 SGB V, „das Nähere (…) über die zur Krankenbehandlung geeigneten Ver-
fahren“ zu regeln, wird dem Gemeinsamen Bundesausschuss ein Beurteilungsspielraum 
eingeräumt, hinsichtlich der Frage, welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit ein 
Verfahren als geeignet für die Krankenbehandlung angesehen werden kann. Insoweit ist 
der Gemeinsame Bundesausschuss befugt, in den Psychotherapie-Richtlinien sachgerech-
te Kriterien für die „Eignungsprüfung“ festzulegen (vgl. hierzu nachfolgend Nr.1 bis 3). Wei-
terhin geht es um die Feststellung, welche Verfahren nach Maßgabe der festgelegten Krite-
rien als für die Krankenbehandlung geeignet angesehen werden können. 

 
1.1 Wissenschaftliche Anerkennung  

Soweit die Richtlinienänderung bestimmt, dass psychotherapeutische Behandlungsverfah-
ren nur dann in die Psychotherapie-Richtlinien aufgenommen werden können, wenn zuvor 
der Wissenschaftliche Beirat gemäß § 11 PsychThG festgestellt hat, dass das Verfahren 
als wissenschaftlich anerkannt für die vertiefte Ausbildung von Psychologischen Psychothe-
rapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten (KJP) angesehen werden kann, 
hat diese Regelung ihren Grund in § 1 Abs.3 PsychThG, der den Rahmen berufsrechtlich 
zulässiger Psychotherapie für diese Berufe definiert. Danach ist Ausübung von Psychothe-
rapie im Sinne des Psychotherapeutengesetzes jede mittels wissenschaftlich anerkannter 
psychotherapeutischer Verfahren vorgenommene Tätigkeit zur Feststellung, Heilung oder 
Linderung von Störungen mit Krankheitswert, bei denen Psychotherapie indiziert ist. Nach 
den Motiven des Gesetzgebers soll durch das Erfordernis der Wissenschaftlichkeit ein 
Missbrauch unter dem Deckmantel berechtigter Psychotherapieausübung verhindert wer-
den: 1  

"Abs. 3 definiert, was Ausübung von Psychotherapie i. S. d. Gesetzes ist. Es muss sich da-
bei um die Anwendung "wissenschaftlich anerkannter Verfahren" handeln. Die Beschrän-
kung auf wissenschaftlich anerkannte Verfahren soll Missbrauch verhindern."2

Die Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats zur wissenschaftlichen Anerkennung von 
Psychotherapieverfahren sind für die vertragspsychotherapeutische Versorgung der ge-
setzlich Krankenversicherten insoweit vorgreifend, als die Approbation gemäß § 1 Abs.1 
PsychThG als Voraussetzung für die Zulassung von Psychologischen Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten zur vertragspsychotherapeutischen Ver-
sorgung nur auf Grund einer vertieften Ausbildung in wissenschaftlich anerkannten Verfah-
ren erworben werden kann.3 Für die vertragspsychotherapeutische Versorgung stehen so-
mit keine Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten zur Verfügung, die eine Qualifikation in anderen als wissenschaftlich anerkannten 
Verfahren haben.4

                                            
1 Jerouschek, Kommentar um. PsychThG, München 2004, § 1 Rn. 32 
2 Gesetzesbegründung zu § 1 Abs. 3 PsychThG, abgedruckt in: Salzl/Steege, Eine systematische 
Einführung in das neue Berufsrecht und das Vertragsrecht der Gesetzlichen Krankenversicherung, 
Berlin 1999, S. 56 
3 vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 2 PsychThG iVm § 1 Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für psychologische 

Psychotherapeuten vom 18.12.1998 (BGBl I S. 3749 ff.) 
4 Salzl/Steege, S.28 
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Zwar obliegt die Entscheidung den Wissenschaftlichen Beirat Psychotherapie anzurufen 
grundsätzlich der zuständigen Landesapprobationsbehörde. Nur in „Zweifelsfällen“ soll die 
Behörde ihre Entscheidung auf der Grundlage eines Gutachtens des Wissenschaftlichen 
Beirats treffen (vgl. § 11 PsychThG). Man wird jedoch davon ausgehen können, dass nach 
Anerkennung der traditionellen Richtlinienverfahren, nämlich der psychoanalytisch begrün-
deten Verfahren (Analytische Psychotherapie und tiefenpsychologisch fundierte Psychothe-
rapie) sowie der Verhaltenstherapie schlechterdings keine neuen Verfahren denkbar sind, 
die für die Approbationsbehörde außer Zweifel stehen könnten.5 Damit reduziert sich das 
Ermessen der Landesapprobationsbehörden hinsichtlich der Einholung eines Gutachtens 
im Hinblick auf Verfahren für die vertiefte Ausbildung von Psychologischen Psychothera-
peuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten auf Null, so dass die Anrufung 
des Wissenschaftlichen Beirats den Regelfall darstellen dürfte.6  

 

Für die Weiterbildung im ärztlichen Bereich und die für die Zulassung zur vertragsärztlichen 
Versorgung erforderliche Facharztqualifikation gelten die Weiterbildungsordnungen der 
Landesärztekammern. Ein Bezug auf den Wissenschaftlichen Beirat Psychotherapie findet 
sich dort nicht.  In den derzeitigen Regelungen gibt es zwei Möglichkeiten: der Psychothe-
rapieteil der fachärztlichen Weiterbildung fordert eine Weiterbildung in psychodynamisch-
tiefenpsychologischen Behandlungsverfahren oder in verhaltenstherapeutischen Verfahren. 
Dies gilt für die Facharztweiterbildung in Psychosomatischer Medizin und Psychotherapie 
sowie für die Zusatzbezeichnung Psychotherapie - fachgebunden. Hier ist ein Bezug zu 
den anerkannten Richtlinienverfahren hergestellt. In den Gebieten Psychiatrie und Psycho-
therapie sowie Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie  gilt für den Psychothe-
rapieteil die Weiterbildung in einem ‚wissenschaftlich anerkannten Verfahren’, wodurch im-
plizit ein Bezug zu den Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats Psychotherapie herge-
stellt wird. Um Psychotherapie im Rahmen der GKV abrechnen zu können, bedarf es einer 
von den Kassenärztlichen Vereinigungen erteilten Abrechnungserlaubnis, die erfolgt, wenn 
die Weiterbildung für den Psychotherapieteil in einem Richtlinienverfahren erfolgt ist. Die 
Qualifikationsanforderungen sind in den Psychotherapievereinbarungen festgelegt. 

 

Da die Psychotherapie-Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschuss die Versorgung 
der gesetzlich Krankenversicherten bundeseinheitlich regeln, setzt die Realisierung dieses 
Versorgungsanspruchs durch entsprechend qualifizierte Leistungserbringer voraus, dass 
die Landesapprobationsbehörden für die Berufsgruppen der Psychologischen Psychothe-
rapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten eine bundesweit einheitliche 
Anerkennungspraxis in Bezug auf die Wissenschaftlichkeit des jeweiligen psychotherapeu-
tischen Verfahrens verfolgen. Dies zu ermöglichen, ist gerade die Funktion des Wissen-
schaftlichen Beirats, wenn er in Zweifelsfällen die wissenschaftliche Anerkennung eines 
Verfahrens begutachten soll.7 Damit kommt den Gutachten zumindest eine faktische Bin-
dungswirkung für eine bundeseinheitliche Beurteilung eines Verfahrens durch die Landes-
approbationsbehörden zu. Vor diesem Hintergrund ist es sachgerecht, die Einleitung eines 
Bewertungsverfahrens nach § 92 Abs.6a i.V.m. § 135 Abs.1 SGB V davon abhängig zu 
machen, dass zuvor der Wissenschaftliche Beirat die wissenschaftliche Anerkennung des 
Verfahrens festgestellt hat. Auch wenn die Gutachten des paritätisch mit Ärzten und Psy-
                                            
5 Behnsen/Bernhardt, Psychotherapeutengesetz. Erläuterte Textausgabe, 1999, S.53 
6 Jerouschek, § 11 Rn.4 
7 vgl.BT-Drucks. 30/8035 
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chologischen Psychotherapeuten besetzten Wissenschaftlichen Beirats lediglich Grundlage 
der Approbation für Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten sind, haben sie, wie oben aufgeführt, auch Auswirkungen auf die ärztliche 
Weiterbildung, wenn dort auf die wissenschaftliche Anerkennung eines Verfahrens Bezug 
genommen wird. 

 
1.2 Zum Verhältnis von wissenschaftlicher Anerkennung und sozialrechtli-
cher Bewertung psychotherapeutischer Verfahren 

Aus der wissenschaftlichen Anerkennung eines Behandlungsverfahrens als zulässige psy-
chotherapeutische Behandlung folgt nicht, dass es dadurch ohne Einschränkung für eine 
Krankenbehandlung im Sinne der gesetzlichen Krankenversicherung geeignet ist.. Die 
Ausgestaltung des Krankheits- und Behandlungsbegriffs ist vielmehr vom jeweiligen norma-
tiven Kontext abhängig.8  

Das Berufsrecht für Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten und das ärztliche Weiterbildungsrecht einerseits und die Vorschriften des 
SGB V andererseits dienen nicht denselben Zwecken und machen demgemäß die Aner-
kennung von Verfahren als berufsrechtlich zulässige und als sozialrechtlich geeignete Be-
handlungsverfahren für die Versorgung der gesetzlich Krankenversicherten von unter-
schiedlichen Voraussetzungen abhängig. Die Vorschriften des SGB V sind auf die Gewähr-
leistung einer therapeutisch und wirtschaftlich möglichst effizienten Versorgung der Versi-
cherten mit Maßnahmen und Leistungen zur Krankenbehandlung gerichtet. Das psychothe-
rapeutische Berufsrecht verfolgt dagegen mit der Wissenschaftsklausel in § 1 Abs.3 Satz 1 
PsychThG den Zweck, für die Sicherheit und Qualität psychotherapeutischer Behandlung 
im Sinne einer Gefahren- oder Missbrauchsabwehr zu sorgen. Das gleiche gilt implizit für 
das ärztliche Weiterbildungsrecht. Das SGB V bestimmt somit mit dem in §§ 2 Abs.1 Satz 
3, 12 Abs.1 SGB V festgelegten Versorgungsstandard einen Maßstab, der in der wissen-
schaftlichen Anerkennung eines Verfahrens nach den Vorschriften des PsychThG keine 
Beachtung findet. Insoweit besteht Raum für eine eigene Prüfung. Bei der Ausfüllung die-
ses Beurteilungsspielraums ist der G-BA befugt, Kriterien für die Eignungsprüfung nach Nr. 
3.2. und Nr. 3.3 zu bestimmen, die den spezifischen Anforderungen des Versorgungskon-
texts des SGB V an die Versorgung der gesetzlich Krankenversicherten mit psychothera-
peutischen Behandlungsverfahren Rechnung tragen. Ausgangspunkt ist dabei eine indika-
tionsbezogene Nutzenbewertung entsprechend den Anforderungen an die Bewertung von 
neuen Untersuchungs- und Behandlungsmethoden gemäß § 135 Abs.1 SGB V. Weiterhin 
muss der Nutzen, die medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit des Verfahrens 
mindestens für die in Nr. 3.2 Abschnitt B I Psychotherapie-Richtlinien (für Verfahren der 
Psychotherapie bei Erwachsenen) und Nr. 3.3 (für Verfahren der Psychotherapie bei Kin-
dern und Jugendlichen) jeweils genannten Kombinationen von Anwendungsbereichen 
nachgewiesen worden sein. 
 

1.3 Indikationsbezogene Bewertung  

Die Rechtsgrundlage für die indikationsbezogene Bewertung von Psychotherapieverfahren 
nach Maßgabe der Verfahrensordnung des Gemeinsamen Bundesausschusses ergibt sich 
aus § 135 Abs. 1 SGB V. Nach einhelliger Auffassung in Rechtsprechung und Literatur 
steht die Aufnahme neuer psychotherapeutischer Behandlungsverfahren in die Psychothe-
rapie-Richtlinien ebenso wie die Beibehaltung der bisher in den Psychotherapie-Richtlinien 
                                            
8 Grundlegend hierzu BSG, Urteil vom 20.03.1996 – 6 RKa 62/94, SozR 3-2500 § 92, Nr.6, Seite 24 

(42) – Methadon; BSG NZS 2001, 590 ff. - Diätassistentin  
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vorgesehenen Verfahren unter dem Gebot der Qualitätssicherung (§ 135 SGB V)9. Das be-
deutet, dass in den Richtlinien insbesondere Empfehlungen abzugeben sind 

- über die Anerkennung des diagnostischen und therapeutischen Nutzens der 
Verfahren und deren medizinische Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit – 
auch im Vergleich zu etablierten Verfahren – nach dem jeweiligen Stand der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse in der jeweiligen Therapierichtung und 

- über die notwendige Qualifikation der Ärzte und Psychotherapeuten. 
 

Der Indikationsbezug ist der gemäß § 135 Abs.1 SGB V vorzunehmenden Bewertung von 
neuen Untersuchungs- und Behandlungsmethoden entsprechend den Anforderungen der 
evidenzbasierten Medizin immanent; er gilt somit auch für die Bewertung von psychothera-
peutischen Behandlungsverfahren.10 Die nach § 135 Abs.1 SGB V gebotene indikationsbe-
zogene Bewertung von psychotherapeutischen Behandlungsverfahren kann aufgrund des 
von der wissenschaftlichen Anerkennung abweichenden Bewertungsmaßstabes dazu füh-
ren, dass ein Verfahren nur in einem Teilbereich der Indikationen den in §§ 2 Abs.1 Satz 3, 
12 Abs.1 SGB V festgelegten Qualitäts- und Wirtschaftlichkeitskriterien entspricht, bei de-
nen es berufsrechtlich zulässigerweise angewendet werden darf. 

 
1.4 Nachweis des indikationsbezogenen Nutzens, der medizinischen Not-
wendigkeit und der Wirtschaftlichkeit in den versorgungsrelevanten Hauptin-
dikationen 

Die indikationsbezogene Bewertung nach § 135 Abs.1 SGB V ist eine notwendige, aber 
keine hinreichende Voraussetzung, um die Geeignetheit von psychotherapeutischen Ver-
fahren für die Versorgung der gesetzlich Krankenversicherten beurteilen zu können. Inso-
weit verlangen Nr. 3.2 Abschnitt B I Psychotherapie-Richtlinien für die Erwachsenenpsy-
chotherapie und Nr. 3.3 für die Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie, dass mindestens 
für die in diesen Bestimmungen jeweils genannten Anwendungsbereiche, den sog. versor-
gungsrelevanten Hauptindikationen, der Nutzen, die medizinische Notwendigkeit und die 
Wirtschaftlichkeit des Verfahrens, nachgewiesen werden. Diese Regelung hat ihren Grund 
in dem Spannungsfeld zwischen der Notwendigkeit und Sachgerechtigkeit einer indikati-
onsbezogenen Bewertung psychotherapeutischer Behandlungsverfahren einerseits und 
den gesetzlichen Rahmenbedingungen für die Ausübung heilkundlicher Psychotherapie im 
Versorgungskontext der GKV andererseits. Dazu im Einzelnen: 

 

Das Wesen heilkundlicher psychotherapeutischer Berufsausübung besteht in der Anwen-
dung eines (wissenschaftlich anerkannten) psychotherapeutischen Verfahrens bei ver-
schiedenen psychischen Erkrankungen (vgl. § 1 Abs.3 PsychThG). Berufsrechtlich kommt 
das darin zum Ausdruck, dass der Psychologische Psychotherapeut / der Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeut die Berechtigung zur Berufsausübung, die Approbation, durch 
                                            
9 vgl. BSG, Urteil vom 31.8.2005, Az.: B 6 KA 27/04 R, S. 8 f. unter Bezugnahme auf den Beschluss 

des Gemeinsamen Bundesausschusses vom 20.4.2004, BAnz Nr 130, S. 15119 zur Anwend-
barkeit der BUB-Richtlinien auf die Bewertung neuer psychotherapeutischer Behandlungsver-
fahren; Salzl/Steege, S. 50 

10 Das Nähere zu den methodischen Anforderungen an die wissenschaftliche Bewertung des Nut-
zens, der Notwendigkeit und der Wirtschaftlichkeit ist in der Verfahrensordnung des Gemeinsamen 
Bundesausschusses geregelt. Ihr Anwendungs- und Geltungsbereich erstreckt sich gemäß § 91 
Abs.3 Satz 1 Nr.1 SGB V iVm §§ 3 u. 8 Abs.1 Satz 2 Nr.1 Verfahrensordnung auch auf die Bewer-
tung von psychotherapeutischen Behandlungsverfahren. 
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die vertiefte Ausbildung in einem wissenschaftlich anerkannten Verfahren erhält. Mit dem 
Erwerb der Approbation ist der Psychologische Psychotherapeut / der Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeut berufsrechtlich berechtigt, Patienten mit dem erlernten Verfahren 
umfassend zu behandeln, und zwar in Hinblick auf alle Störungen mit Krankheitswert, bei 
denen Psychotherapie indiziert ist. Für Ärzte gilt das ärztliche Weiterbildungsrecht mit den 
in der Weiterbildungsordnung festgelegten Gebietsdefinitionen, Weiterbildungszielen und 
Weiterbildungsinhalten. 

 

Seine sozialrechtliche Entsprechung findet dieser Grundsatz in der zulassungsrechtlichen 
Vorschrift des  § 95 a SGB V für Ärzte und § 95 c SGB V für Psychologische Psychothera-
peuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, in § 95 c werden die Vorausset-
zungen für die Teilnahme von Psychologischen Psychotherapeuten an der vertragspsycho-
therapeutischen Versorgung regelt. Danach setzt die Eintragung ins Arztregister als Vor-
aussetzung für die Teilnahme an der vertragspsychotherapeutischen Versorgung den 
Fachkundenachweis voraus (§ 95c Satz 1 Nr.2 SGB V). Der Fachkundenachweis setzt vor-
aus, dass der Psychotherapeut die für den Erwerb der Approbation erforderliche fachliche 
Qualifikation in einem durch den Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 92 Abs.6a SGB 
V anerkannten Behandlungsverfahren erfolgreich abgeschlossen hat. Mit dem Nachweis 
der Fachkunde ist der Psychotherapeut sozialrechtlich berechtigt, die gesetzlich Kranken-
versicherten grundsätzlich ohne Beschränkung in Bezug auf alle in den Psychotherapie-
Richtlinien definierten Anwendungsgebiete zu behandeln. Dem entspricht die Struktur der 
ambulanten vertragspsychotherapeutischen Versorgung, die keine Entscheidungs- oder 
Zuweisungsinstanz von Patienten zu Therapeuten je nach Indikation vorhält. Daraus wird 
deutlich, dass auch das Leitbild psychotherapeutischer Berufsausübung und Versorgung im 
Kontext des Leistungserbringungsrechts des SGB V dadurch geprägt ist, dass ein Verfah-
ren ein breites Spektrum an Krankheitsbildern im Sinne einer Vollversorgung der gesetzlich 
Krankenversicherten abdeckt. Ein psychotherapeutisches Behandlungsverfahren entspricht 
somit nur dann der in § 92 Abs.1 Satz 1, Halbs.1 SGB V geregelten Gewährleistungsfunkti-
on der Richtlinien, wenn es nach Möglichkeit für alle Anwendungsgebiete, bei denen nach 
den Psychotherapie-Richtlinien Psychotherapie indiziert ist, dem in §§ 2 Abs.1 Satz 3, 12 
Abs.1 SGB V festgelegten Versorgungsstandard entspricht.  

 

Da die Rechtsgrundlagen in § 92 Abs.6a Satz 1 iVm § 135 Abs.1 SGB V die Beurteilung 
der Geeignetheit eines psychotherapeutischen Behandlungsverfahrens auf der Grundlage 
einer indikationsbezogenen Bewertung gebieten, andererseits das sozialrechtliche Leis-
tungserbringungsrecht die Möglichkeit einer indikationsbezogenen Zulassung von psycho-
therapeutischen Verfahren und von hierfür qualifizierten Leistungserbringern nicht vorsieht, 
ist in Nr. 3.2 und Nr. 3.3 festgelegt, dass der Nachweis des Nutzens des Verfahrens jeweils 
in den sog. versorgungsrelevanten Hauptindikationen zu erbringen ist. Dies gewährleistet, 
dass nur solche Verfahren zur Versorgung der Versicherten zugelassen werden, die das 
Versorgungsgeschehen in den relevanten Bereichen abzudecken vermögen. Das mit der 
Regelung verfolgte Ziel, nur solche Verfahren zur vertragspsychotherapeutischen Versor-
gung zuzulassen, die aufgrund der wissenschaftlichen Beleglage die Gewähr für eine um-
fassende psychotherapeutische Versorgung bieten, entspricht somit dem Leitbild psycho-
therapeutischer Leistungserbringung im Sinne des SGB V. Im Lichte dieser Betrachtung 
erweist sich das Abstellen auf die sog. versorgungsrelevanten Hauptindikationen als sach-
gerechtes Kriterium zur Beurteilung der Geeignetheit von psychotherapeutischen Verfahren 
im Sinne des SGB V und damit als vereinbar mit höherrangigem Recht (s.u.). 
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1.5 Grundrechtsrelevanz der Kriterien 

Die Festlegung von Mindestanforderungen für die Anerkennung neuer psychotherapeuti-
scher Behandlungsverfahren hat Auswirkungen auf die Zulassungsmöglichkeiten von Psy-
chologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten als 
Leistungserbringer zur vertragspsychotherapeutischen Versorgung. Aufgrund der Regelun-
gen zum Fachkundenachweis in § 95c SGB V besteht nur für solche Psychotherapeuten 
die Möglichkeit zur Teilnahme an der vertragspsychotherapeutischen Versorgung, die ihre 
vertiefte Ausbildung in einem Verfahren absolviert haben, das den in Nr.3.2 bzw. den in Nr. 
3.3 festgelegten Kriterien entspricht. Insofern kann den Kriterien die Qualität einer statusre-
levanten Berufswahlregelung nicht von vornherein abgesprochen werden. Diese Rechtsfol-
ge ist jedoch der nach § 92 Abs.6a Satz 1 SGB V zu treffenden Entscheidung über die Auf-
nahme neuer psychotherapeutischer Behandlungsverfahren in die Psychotherapie-
Richtlinien aufgrund ihrer normativen Verknüpfung mit der Fachkundenachweisregelung in 
§ 95c SGB V immanent. Zu der Vereinbarkeit der Fachkundenachweisregelung mit der in 
Art. 12 Abs.1 GG geschützten Berufsfreiheit, insbesondere unter dem Gesichtspunkt des 
Verweises auf die Psychotherapie-Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses, hat 
das BSG wie folgt Stellung genommen: 

„Der Gesetzgeber will mit Hilfe des Instruments des Fachkundenachweises sicherstellen, 
dass (…) der (…) approbierte Psychotherapeut in der Lage ist, die Versicherten in einem 
in der GKV zugelassenen Behandlungsverfahren unter Beachtung des Gebots der Not-
wendigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit zu behandeln. Der Fachkundenach-
weis soll vor allem auch eine ausreichende Strukturqualität belegen. Zu diesem 
Zweck hat der Gesetzgeber auf die bereits vorhandenen Regelungen zur Gewähr-
leistung der Strukturqualität in den Psychotherapie-Richtlinien des für diese Fra-
gen als besonders sachnah und kompetent angesehenen Bundesausschusses 
verwiesen (vgl den Gesetzentwurf zum PsychThG in BT-Drucks 13/8035, zu Art 2 Nr 11 
<§ 95c SGB V>, S 22, sowie den Bericht des Ausschusses für Gesundheit, BT-Drucks 
13/9212, zu Art 2 Nr 11, S 41). Der Fachkundenachweis dient damit ebenso wie die übri-
gen besonderen Qualitätsanforderungen in der GKV dem Ziel, einen effizienten Einsatz 
der durch Zwangsabgaben erhobenen Mittel zur Finanzierung der Krankenbehandlung 
eines Großteils der Bevölkerung sicherzustellen (vgl BVerfG <Kammer>, SozR 4-2500 § 
135 Nr 2 RdNr 26). Er trägt damit letztlich als ein Element zur Sicherung der Stabilität und 
Finanzierbarkeit der GKV bei. Dieser Gemeinwohlbelang von überragender Bedeu-
tung (BVerfGE 103, 172, 184 ff = SozR 3-5520 § 25 Nr 4 S 27 ff; BVerfG <Kammer>, 
GesR 2005, 73, 74 f; BVerfG, GesR 2005, 501, 512) rechtfertigt die berufswahlnahen 
Einschränkungen, welche für die betroffenen Psychotherapeuten mit den Qualifika-
tionsanforderungen des Fachkundenachweises verbunden sind (vgl BVerfG <Kam-
mer>, NJW 2000, 1779).“ 

BSG, Urteil vom 31.8.2005, B 6 KA 68/04 R, zitiert nach 
www.bundessozialgericht.de, Rn.17. (Hervorhebungen hinzugefügt) 

Daraus wird Folgendes deutlich: 

Indem das Gesetz den Nachweis der Fachkunde als Voraussetzung für die Zulassung da-
von abhängig macht, dass der Psychotherapeut die vertiefte Ausbildung in einem durch 
den Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 92 Abs.6a SGB V anerkannten Behand-
lungsverfahren erfolgreich abgeschlossen hat, wird die Ausgestaltung der inhaltlichen An-
forderungen an den Fachkundenachweis, nämlich die Bestimmung eines zur Krankenbe-
handlung geeigneten Verfahrens, der Richtlinienkompetenz des Gemeinsamen Bundes-
ausschuss zugewiesen. Das bedeutet, dass dem Gemeinsamen Bundesausschuss mit der 
Entscheidung über die Aufnahme neuer Psychotherapieverfahren in die Psychotherapie-
Richtlinien die Befugnis übertragen ist, die Voraussetzungen von Psychologischen Psycho-
therapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten zur Teilnahme an der ver-
tragspsychotherapeutischen Versorgung zu konkretisieren. Implizit gilt dies auch für Ärzte, 
wenn sie die Ausübung von Psychotherapie mit den dafür erforderlichen Qualifikations-
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nachweisen anstreben. Damit wird die vom Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 92 
Abs.6a SGB V zu treffende Entscheidung über die Geeignetheit psychotherapeutischer 
Verfahren insgesamt in den Rang einer Norm erhoben, die zu berufswahlnahen Entschei-
dungen berechtigt und auch mit dem Grundrecht der Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 GG 
vereinbar ist. Vor diesem Hintergrund ist die Festlegung von Mindestanforderungen zur Be-
urteilung der Geeignetheit neuer psychotherapeutischer Verfahren von der Ermächtigungs-
grundlage in § 92 Abs.6a iVm § 95c SGB V gedeckt. Als ergänzende Regelungen zum 
Fachkundenachweis dienen sie ebenso wie dieser selbst einer ausreichenden Strukturqua-
lität, indem sie festlegen, welche qualitativen Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit 
ein Verfahren dem Leitbild psychotherapeutischer Versorgung entspricht und somit die 
Gewähr für eine ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche Versorgung der Versicher-
ten bietet. 

 
1.6 Beanstandung des Beschlusses vom 20.06.2006 und Klage des G-BA 
vor dem Sozialgericht Köln 

Gegen die Beanstandung des Beschlusses vom 20.06.2006 zur Änderung der Psychothe-
rapie-Richtlinien  zur Einführung eines Schwellenkriteriums durch das BMG vom 
15.08.2006  hat der G-BA Klage erhoben, insbesondere deshalb, weil er die Beanstan-
dungsgründe nicht für sachgerecht hält. Aufgrund des gemeinsamen Bestrebens von G-BA 
und BMG, auf außergerichtlichem Wege eine Einigung mit dem Ministerium über die Beile-
gung des Rechtsstreits herbeizuführen, hat das  Sozialgericht Köln durch Schreiben vom 
3. Juli 2007 das Ruhen des Verfahrens angeordnet. 
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2. Eckpunkte der Entscheidung 

Das Ergebnis einer Bewertung eines Verfahrens, einer Methode oder einer Technik nach 
Maßgabe der Verfahrensordnung ist eine zusammenfassende Literaturübersicht, die Aus-
kunft über Nutzen, medizinische Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit des Beratungsge-
genstands gibt. In einem systematischen Review werden die Ergebnisse aus Literaturre-
cherche und -bewertung indikationsbezogen (siehe § 17 (2) 1a VerfO) und ggf. indikations-
übergreifend aufbereitet, wobei sich die Indikationsgruppen i.d.R. an Kapitel F der Internati-
onal Classification of Diseases der WHO (IDC-10) orientieren (s.o.). Um das Ergebnis eines 
Abschlussberichts zu neuen Verfahren oder Methoden umsetzen zu können, sind Ände-
rungen und Ergänzungen in den Abschnitten B I. 3. und 4. PT-RL notwendig geworden. 

 
2.1 Entwicklung einer gemeinsamen Lösung zusammen mit dem Wissen-
schaftlichen Beirat gemäß § 11 Psychotherapeuten-Gesetz 

Der Wissenschaftlichen Beirat gemäß § 11 Psychotherapeuten-Gesetz (WBP) ist nach dem 
Psychotherapeutengesetz verpflichtet, in Fällen, in denen die zuständigen Behörden für die 
Erteilung der Approbation nach dem Psychotherapeutengesetz Zweifel an der wissen-
schaftlichen Anerkennung eines Verfahrens haben, diesbezüglich Gutachten zu erstatten. 
An den WBP können Anträge zur Bewertung der Wissenschaftlichkeit von Verfahren und 
Methoden der Psychotherapie gestellt werden. Die Tätigkeit des WBP bezieht sich auf be-
rufsrechtliche Fragestellungen. Der G-BA hat über die Zulässigkeit der Erbringung psycho-
therapeutischer Leistungen zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung zu entschei-
den. Seine Tätigkeit bezieht sich damit auf leistungsrechtliche Fragestellungen im Rahmen 
der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Aufgrund dieser ähnlich gelagerten Aufgabenstellung und wegen der oben dargestellten 
besonderen rechtlichen Zusammenhänge hatten G-BA und WBP eine gemeinsame Ar-
beitsgruppe eingerichtet, die folgende Themen beriet und gemeinsame Lösungen dazu er-
arbeitete: 

- Ergänzung des CONSORT-Bewertungsbogens zur Bewertung von Psycho-
therapiestudien 

- Definition der Begriffe Verfahren, Methode, Technik 

- Schwellenkriterium zur Anerkennung bzw. Zulassung eines Verfahrens 

G-BA und WBP handelten dabei unter der Prämisse, dass diese Zusammenarbeit nicht ge-
eignet ist, wechselseitig Bindungen an Entscheidungen herbeizuführen, die auf den unter-
schiedlichen Vorgehensweisen der Gremien beruhen.  

Das übereinstimmende Schwellenkriterium von WBP und G-BA ist im Anhang dargestellt. 
Die einzelnen aufgeführten Diagnosegruppen sind dabei inhaltlich gleich und nur im Wort-
laut verschieden. Der unterschiedliche Wortlaut ergibt sich lediglich daraus, dass sich das 
Schwellenkriterium des G-BA auf die Liste der zur Psychotherapie im sozialrechtlichen Zu-
sammenhang zulässigen Indikationen in Abschnitt D der Psychotherapie-Richtlinien be-
zieht, während der WBP im berufsrechtlichen Zusammenhang sich in seinem Methodenpa-
pier an der ICD-10-Nomenklatur orientiert. 

G-BA und WBP waren sich einig, dass die konkrete Ausgestaltung des Schwellenkriteriums 
auf Grundlage des aktuellen Stands der medizinischen Erkenntnisse zu erfolgen hat . Epi-
demiologische Relevanz und Versorgungsrelevanz der das Schwellenkriterium konstituie-
renden Indikationen müssen also wissenschaftlich abgesichert sein. Grundlage für die Ges-
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taltung des Schwellenkriteriums sind daher Auswertungen der Daten des Robert-Koch-
Instituts aus dem Bundesgesundheitssurvey (BGS)11 und dem Zusatzsurvey Psychische 
Störungen, die an anderer Stelle berichtet wurden12. Da vom Robert-Koch-Institut in seinem 
Survey die Persönlichkeitsstörungen nicht diagnostisch erfasst wurden, hat der G-BA eine 
eigene systematische Recherche zu epidemiologischen Untersuchungen zur Prävalenz von 
Persönlichkeitsstörungen in klinischen samples und community samples durchgeführt. Ak-
tuellste und prominenteste Fundstelle dazu ist sicherlich die Studie von Lenzenweger et 
al.13 mit einer Analyse der Daten aus der National Comorbidity Survey Replication und so-
mit einer Stichprobengröße von N = 5692. Weitere Literaturstellen sind im Anhang aufge-
führt. 

Zusätzlich wurden Prävalenzstudien, die speziell den Bereich der psychischen Störungen 
im Kinder- und Jugendalter evaluieren, herangezogen. Differentialdiagnostisch aufbereitete 
Daten zu externalisierenden und internalisierenden Störungen bei Kindern und Jugendli-
chen berichtet u.a. Petermann14.. Weitere Literaturstellen sind im Anhang aufgeführt. 

Aufgrund der Stellungnahme der BPtK vom 31.03.2006 und auf Basis von Gesprächen mit 
dem Präsidenten der BPtK wurde sowohl die bevölkerungsepidemiologische Dimension als 
auch die Inanspruchnahme von Psychotherapie (versorgungsepidemiologische Dimension) 
in die Gestaltung des Schwellenkriteriums einbezogen, um einer multidimensionalen Defini-
tion des Konzeptes Versorgungsrelevanz gerecht zu werden. Die BGS-Daten erlauben es, 
beide Fragestellungen bevölkerungsrepräsentativ und bezogen auf Deutschland zu beant-
worten. Die BGS-Daten ermöglichen nämlich eine Analyse dazu, (1) welche psychischen 
Störungen in einer definierten Gruppe in den letzten zwölf Monaten wie häufig diagnosti-
ziert wurden – einschließlich der komorbiden Störungen und (2) bei welchen psychischen 
Störungen Patienten in den letzten zwölf Monaten oder seit ihrer Geburt („lifetime“) ambu-
lant psychotherapeutische Leistungen in Anspruch genommen haben. Die Auswertung der 
Daten erfolgte mit der Zielsetzung, dass die Summe der Indikationen, welche das Schwel-
lenkriterium bilden, mindestens zwei Drittel der psychischen Störungsbilder, die in der Be-
völkerung vorkommen bzw. die ein Therapeut in seiner Praxis zu behandeln hat, abbilden 
sollen. Ein einfaches Aufsummieren einzelner Prävalenzdaten erweist sich dabei nicht als 
zielführend, da psychische Störungen allgemein, Affektive Störungen und Angststörungen 
insbesondere, sich durch hohe Komorbiditätsraten auszeichnen. 

 
2.2 Neuformulierung von B I 3.1 – Anerkennung durch den WBP 

Die Formulierung in Abschnitt B I 3.1, der regelt, dass nur Verfahren, die vom wissenschaft-
lichen Beirat gemäß § 11 Psychotherapeuten-Gesetz als wissenschaftlich anerkannt wur-
den, dafür in Frage kommen, als Verfahren zu Lasten der GKV erbracht zu werden, wurde 
präzisiert. Durch den Zusatz „für eine vertiefte Ausbildung“ wird klargestellt, dass es sinn-
voll ist, nur solche psychotherapeutischen Verfahren sozialrechtlich zu prüfen und ggf. zu-
                                            
11 Wittchen, H. U. & Jacobi, F. (2001). Die Versorgungssituation psychischer Störungen in Deutschland. Eine 

klinisch epidemiologische Abschätzung anhand des Bundesgesundheitssurveys 1998. Bundesgesund-
heitsblatt, Gesundheitsforschung, Gesundheitsschutz, 44, 993-1000. 

12 Harfst, T. (2007). Psychotherapeutische Versorgungsrelevanz: Ergebnisse aus dem Bundesgesundheitssur-
vey. BPtK-Newsletter, 1, 3 – 4. 

13 Lenzenweger, M., Lane, M. et al. (2007). DSM-IV Personality Disorders in the National Comorbidity Survey 
Replication. Biological Psychiatry, 2007 Jan 8; [Epub ahead of print]. 

14 Petermann, F. (2005). Zur Epidemiologie psychischer Störungen im Kindes- und Jugendalter. Kindheit und 
Entwicklung 14 (1), 48 – 57. 
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zulassen, die berufsrechtlich anerkannt und zur vertieften Ausbildung entsprechend § 1 (1) 
der PsychTh-APrV zugelassen sind. 

 

2.3 Neuformulierung von B I 3.2 – Schwellenkriterium Erwachsene 
Abschnitt B I 3.2 stellt den bisher fehlenden Bezug zur Verfahrensordnung her. Damit ist 
klar gestellt, dass jeder Entscheidung über die Aufnahme neuer Psychotherapieverfahren in 
die Psychotherapie-Richtlinien ein Bewertungsverfahren nach §§ 8 bis 22 VerfO voraus-
geht. Ergebnis dieses Bewertungsverfahrens ist ein systematischer Review (s.o.) der sich 
an der Indikationseinteilung nach ICD-10 orientiert.  

Weiterhin wird in diesem Abschnitt die Umsetzung des Ergebnisses einer indikationsbezo-
genen Bewertung von Psychotherapieverfahren geregelt. Der wichtigste Grundsatz der Re-
gelung ist: Ein zur Krankenbehandlung geeignetes Verfahren sollte eine so große Band-
breite an Indikationen abdecken, dass eine umfassende Versorgung der Versicherten ge-
währleistet bleibt. Gründe dafür sind  

(1) eine hohe Zahl von Komorbiditäten in der Versorgung,  

(2) die schutzwürdigen Interessen von Patienten, von einem breit ausgebildeten 
Therapeuten behandelt zu werden und  

(3) die Struktur der ambulanten Versorgung, die keine Entscheidungs- oder Zuwei-
sungsinstanz von Patienten zu Therapeuten je nach Indikation vorhält.  

Es sollen nur solche Verfahren im Sinne der Psychotherapie-Richtlinien Eingang in die 
GKV erhalten, die das Versorgungsgeschehen in den relevantesten Bereichen abdecken. 
Für die Patienten muss die Sicherheit bestehen, dass sie auch bei verdeckten Diagnosen, 
die im Verlauf der Behandlung aufgedeckt werden, und bei Komorbiditäten von ihrem The-
rapeuten wirksam behandelt werden können. Diesem Grundsatz folgend wurde im Bereich 
der Erwachsenenpsychotherapie folgendes Schwellenkriterium entwickelt: Gefordert wird 
mindestens der Nachweis von indikationsbezogenem Nutzen, medizinischer Notwendigkeit 
und Wirtschaftlichkeit nach Maßgabe der Verfahrensordnung des G-BA für Affektive Stö-
rungen und Angststörungen und zusätzlich 

entweder ein Nutzennachweis bei mindestens einem der folgenden Anwendungsbereiche: 
Somatoforme Störungen einschließlich Konversionsstörungen; Abhängigkeit von Alkohol, 
Drogen oder Medikamenten nach vorangegangener Entgiftungsbehandlung; Persönlich-
keitsstörungen und Verhaltensstörungen 

oder ein Nutzennachweis bei mindestens zwei der übrigen Anwendungsbereiche gemäß 
der Liste der Anwendungsbereiche in D 1. und D2. Psychotherapie-Richtlinien. 

Diese Stufung begründet sich in der herausstehenden Bedeutung der Störungsbilder Affek-
tive Störungen und Angststörungen innerhalb der Gruppe der psychischen Erkrankungen in 
Deutschland. Auch mit Bezug auf die Inanspruchnahmehäufigkeiten von Psychotherapie 
allgemein sind diese beiden Erkrankungen der häufigste Grund für die Aufnahme einer 
Psychotherapie. Unter der Berücksichtigung von Komorbiditäten ist bei Hinzunahme eines 
dritten Störungsbildes aus der Gruppe Somatoforme Störungen, Abhängigkeit und Miss-
brauch oder Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen davon auszugehen, dass sowohl 
über zwei Drittel der bevölkerungsepidemiologisch überhaupt auftretenden psychischen 
Störungen als auch über zwei Drittel der in der Versorgung von psychisch Kranken psycho-
therapeutisch zu behandelnden Krankheitskomplexe abgedeckt werden. 

Alternativ ist diese Schwelle durch die Kombination von Affektiven Störungen und Angststö-
rungen mit zwei der relativ betrachtet weniger häufig auftretenden Störungsbilder, wie sie in 
der Liste der Anwendungsbereiche in D 1. und D2. PT-RL aufgeführt sind, zu erreichen. 
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2.4 Neuformulierung von B I 3.3 – Schwellenkriterium Kinder und Jugendli-
che 
Im Bereich der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie wurde folgendes Schwellenkri-
terium entwickelt: Gefordert wird mindestens der Nachweis von indikationsbezogenem Nut-
zen, medizinischer Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit nach Maßgabe der Verfahrensord-
nung des G-BA für Affektive Störungen und Angststörungen und „Hyperkinetische Störun-
gen“ oder „Störungen des Sozialverhaltens“, die in den Richtlinien unter „Verhaltens- und 
emotionale Störungen mit Beginn in der Kindheit und Jugend“ subsumiert werden, vorlie-
gen muss. 

Alternativ wird festgelegt, dass ein Nutzennachweis bei zwei der oben genannten drei Stö-
rungskomplexen vorliegen muss und zusätzlich ein Nutzennachweis bei mindestens zwei 
der übrigen Anwendungsbereiche gemäß der Liste der Anwendungsbereiche in D 1. und 
D2. PT-RL, bezogen auf Kinder und Jugendliche, wobei in der umfassenden Kategorie 
„Verhaltens- und emotionale Störungen mit Beginn in der Kindheit und Jugend“ nur Studien 
zu anderen F 9 Indikationsbereichen außer „Hyperkinetische Störungen“ und „Störungen 
des Sozialverhaltens“ zulässig sind. 

Diese Stufung begründet sich damit, dass im Bereich der Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapie neben den Störungsbildern Affektive Störungen und Angststörungen den Hyperki-
netischen Störungen und den Störungen des Sozialverhaltens eine herausragende Rolle 
zukommt. 

Bei einem Nutzennachweis in allen drei Krankheitsgebieten ist davon auszugehen, dass 
sowohl über zwei Drittel der bevölkerungsepidemiologisch überhaupt auftretenden psychi-
schen Störungen im Kinder- und Jugendalter als auch über zwei Drittel der in der Versor-
gung von psychisch Kranken psychotherapeutisch zu behandelnden Krankheitskomplexe 
bei Kindern und Jugendlichen abgedeckt werden. 

Alternativ ist diese Schwelle durch die Kombination von „Affektiven Störungen und Angst-
störungen“ bzw. „Affektiven Störungen und Hyperkinetischen Störungen / Störungen des 
Sozialverhaltens“ bzw. „Angststörungen und Hyperkinetische Störungen / Störungen des 
Sozialverhaltens“ mit zwei der relativ betrachtet weniger häufig auftretenden Störungsbil-
der, wie sie in der Liste der Anwendungsbereiche in D 1. und D2. Psychotherapie-
Richtlinien aufgeführt sind, zu erreichen. 

Für die Versorgung im Bereich der Erwachsenen und bei Kindern und Jugendlichen gilt 
nach wie vor, dass ein Psychotherapeut in der Breite, d.h. für so viele Indikationsbe-
reiche wie möglich, ausgebildet sein sollte.  

 

2.5 Neuformulierung von B I 4. – Zulassung von Methoden 
Innovationen im Bereich Psychotherapie sind in den letzten Jahren vorwiegend in Form 
spezifischer und hochwirksamer psychotherapeutischer Interventionen entstanden. Um 
diesen auf die Anwendung in bestimmten Indikationsbereichen (z.B. Posttraumatische Be-
lastungsstörung) beschränkten psychotherapeutischen Methoden (nach Nachweis von Nut-
zen, medizinischer Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit) den Weg in die GKV zu eröffnen, 
ohne dabei das Prinzip der Einbettung in ein psychotherapeutische Gesamtbehandlungs-
konzept  / in eine übergeordnete Behandlungsstrategie aufzugeben, wurde diese Neufor-
mulierung von B I 4 in die Richtlinien aufgenommen. 

Diese Neuformulierung, erlaubt es, anknüpfend an eine vorangegangene Anerkennung 
durch den wissenschaftlichen Beirat gemäß § 11 Psychotherapeutengesetz, neue Metho-
den  ähnlich den Richtlinien im Bereich ärztliche Behandlung in Anlage 1 der Richtlinien 
aufzunehmen und dort ggf. weitere Anforderungen an die Strukturqualität zu formulieren. 
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2.6 Anfügung von B I 5. - Schlussbestimmungen 
Abschnitt 5 entspricht dem früheren Abschnitt 4, mit redaktionellen Änderungen. Hier wird 
deutlich gemacht, dass der Gemeinsame Bundesausschuss im konkret zu beratenden Fall 
eines neuen Verfahrens oder einer neuen Methode zunächst gemäß Verfahrensordnung 
den „body of evidence“ in Form von Studien zu Nutzen, medizinischer Notwendigkeit und 
Wirtschaftlichkeit feststellt. Auf dieser Basis wird der Gemeinsame Bundesausschuss ent-
scheiden, inwieweit hinreichend valide und gültige Informationen vorliegen, um zu dem 
Schluss zu kommen, dass die in B I. 3. formulierten Kriterien erfüllt werden.  

 

2.7 Redaktionelle Änderungen in D Anwendungsbereiche 
Bei den beiden Änderungen in Abschnitt D handelt es sich um rein redaktionelle Präzisie-
rungen, die sich aus der Synopse der Formulierung der Anwendungsbereiche im Metho-
denpapier des WBP und den Psychotherapie-Richtlinien ergaben. Dadurch ist weder Aus-
weitung noch eine Einschränkung der zulässigen Indikationen zur Psychotherapie verbun-
den. Nummer 1.3 wurde redaktionell an die international übliche Bezeichnung, wie sie der 
ICD 10 verwendet, angepasst. Nummer 2.2 wurde redaktionell um einen Halbsatz ergänzt, 
der die Anforderung „vorangegangene Entgiftungsbehandlung“ präzisiert  

 

 

3. Verfahrensablauf 
 
Gremium Datum Beratungsgegenstand 

G-BA 20.06.2006 Beschluss Änderung B I. 3 PT-RL 

BMG 15.08.2006 Beanstandung des Beschlusses 

G-BA 14.09.2006 Klageeinreichung gegen Beanstandung beim Sozialgericht Köln 

G-BA / 
BMG 

22.11.2006 Gesprächstermin mit dem BMG wegen Beanstandung; Ziel: au-
ßergerichtliche Einigung 

G-BA / 
WBP 

26.10.2006 
21.12.2006 
01.03.2007 
02.05.2007 
19.06.2007 

Beratung Schwellenkriterium in der gemeinsamen Arbeitsgruppe 
G-BA / WBP 

UA PT 26.04.2007 
28.06.2007 

Beratung der Einführung eines Schwellenkriteriums in den Richt-
linien auf Grundlage der Ergebnisse der AG G-BA / WBP 

G-BA / 
BPtK 

05.09.2007 Gesprächstermin mit BPtK zur Einführung eines Schwellenkrite-
riums in den Richtlinien 

UA PT 24.09.2007 Einleitung des Stellungnahmeverfahrens nach 
§ 91 Abs. 8a SGB V 

UA PT 13.11.2007 Beratung der eingegangenen Stellungnahmen nach 
§ 91 Abs. 8a SGB V 

G-BA 20.12.2007 Beschluss zur Änderung der Psychotherapie-Richtlinien 
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4. Würdigung der Stellungnahmen 

4.1 Stellungnahme der Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 

Die BPtK drückt ihre Zustimmung zum Stellungnahmeentwurf aus. Sie begrüßt inhaltlich die 
vorgeschlagenen Änderungen der Psychotherapie-Richtlinien. 

 
4.2 Stellungnahme der Bundesärztekammer (BÄK) 

Die BÄK drückt ihre grundsätzliche Zustimmung zum Stellungnahmeentwurf aus und 
schließt dieser noch einige Änderungsvorschläge als „spezielle Anmerkungen“ an, die in 
der nachstehenden Tabelle synoptisch dargestellt werden. 

 

Tabelle 1 Änderungsvorschläge BÄK 
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Beratungsergebnis im Unterausschuss Psychotherapie 

zu (1) 

Der Änderungsvorschlag wird übernommen. 

 

zu (2) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

- Die Bewertung einer neuen psychotherapeutischen Methode im G-BA ist immer an eine 
Feststellung durch den wissenschaftlichen Beirat gemäß § 11 Psychotherapeutengesetz 
(WBP) gebunden, dass das Verfahren als wissenschaftlich anerkannt für eine vertiefte Aus-
bildung zum Psychologischen Psychotherapeuten oder Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten angesehen werden kann. Da der WBP in seinen Gutachten die Bereiche Er-
wachsenen- und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie unterscheidet, werden sich An-
träge zur Prüfung im sozialrechtlichen Bereich daran zu orientieren haben, so dass eine 
gesonderte Regelung in den PT-RL nicht zwingend notwendig erscheint. 

- Da Nummer 1.4 des Abschnittes B I. PT-RL in Bezug auf die Methodenbewertung inhalt-
lich auf die Verfahrensordnung verweist, müssten ausdrücklich sachlichen Gründe beste-
hen, um ausschließlich für die Psychotherapiebewertungen die von der BÄK vorgeschlage-
ne Bestimmung (gesonderte Beurteilung Erwachsener und Kinder/Jugendliche), aufzuneh-
men. Solche sachlichen Gründe sieht der G-BA nicht. 

- Darüber hinaus sieht der G-BA die Belange der BÄK (gesonderte Beurteilung Erwachsene 
und Kinder/Jugendliche) als bereits erfüllt durch § 18 Abs. 7 der Verfahrensordnung, der 
regelt, dass bei der Bewertung insbesondere auch Versorgungsaspekte von Alter, biologi-
schem und sozialem Geschlecht sowie die lebenslagenspezifischen Besonderheiten zu be-
rücksichtigen sind. 

 

zu (3) bis (5) und (7) 

Die redaktionellen Anregungen der BÄK werden zum Anlass genommen, den gesamten 
Text der Tragenden Gründe auf eindeutige und korrekte Formulierungen bezüglich der 
Termini „psychologischer Psychotherapeut“ „Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut“ hin 
zu überprüfen. 

 

zu (6) 

Der Änderungsvorschlag der BÄK lässt schließen, dass die Tragenden Gründe an dieser 
Stelle offenbar missverständlich formuliert wurden. Die Passage wurde umformuliert, um 
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die Aussage deutlicher zu transportieren: „Das Wesen heilkundlicher psychotherapeuti-
scher Berufsausübung besteht in der Anwendung eines (wissenschaftlich anerkannten) 
psychotherapeutischen Verfahrens bei verschiedenen psychischen Erkrankungen (vgl. § 1 
Abs.3 PsychThG). Berufsrechtlich kommt das darin zum Ausdruck, dass der Psychologi-
sche Psychotherapeut  / der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut die Berechtigung 
zur Berufsausübung, die Approbation, durch die vertiefte Ausbildung in einem wissen-
schaftlich anerkannten Verfahren erhält. Mit dem Erwerb der Approbation ist der Psycholo-
gische Psychotherapeut / der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut berufsrechtlich 
berechtigt, Patienten mit dem erlernten Verfahren umfassend zu behandeln, und zwar in 
Hinblick auf alle Störungen mit Krankheitswert, bei denen Psychotherapie indiziert ist.“ 

 

 

zu (8) 

Der Änderungsvorschlag wird übernommen. 

 
 
 
Siegburg, den 20. Dezember 2007 
 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
 

Der Vorsitzende 

Hess 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen Stellungnahmeverfah-
rens 

5.1 Einleitung des Stellungnahmeverfahrens 

Der Unterausschuss Psychotherapie hat mit Schreiben vom 24.10.2007 an Bundesärzte-
kammer und Bundespsychotherapeutenkammer das Stellungnahmeverfahren gemäß § 91 
Abs. 8a SGB V eingeleitet. Länge der Frist war bis zum 23.10.2007. 

Beide Kammern haben eine Stellungnahme jeweils mit Datum vom 23.10.2007 abgegeben. 

Der Unterausschuss hat die inhaltlichen Anmerkungen und Änderungsvorschläge der bei-
den Kammern in seiner Sitzungen am 13.11.2007 beraten. 

18 



5.1.1 Stellungnahme der BPtK 
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5.1.2 Stellungnahme der BÄK 
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6. Anhang 

 
6.1.1 Text des Anschreibens 

 
Sehr geehrte Frau Dr. Klakow-Franck / Sehr geehrter Herr Prof. Richter 
 
der Unterausschuss „Psychotherapie“ des Gemeinsamen Bundesausschusses nach § 91 
Abs. 5 Satz 2 SGB V hat die Einführung eines Schwellenkriterium in die Psychotherapie-
Richtlinien konsentiert.  
 
Anbei übersenden wir Ihnen den Anhörungsentwurf mit den vorgeschlagenen Änderungen 
der Psychotherapie-Richtlinien und Erläuterungen dazu. Unter Hinweis auf Ihre Pflicht zur 
vertraulichen Behandlung der Beschlussvorlage möchten wir Ihnen Gelegenheit zur Abga-
be einer schriftlichen Stellungnahme im Rahmen Ihres Anhörungsrechts nach § 91 Abs. 8a 
SGB V bis zum 23. Oktober 2007 geben. 
 
Ihre Stellungnahme senden Sie bitte auch in elektronischer Form als MS-Word-Datei an 
folgende E-Mail Adresse: christof.wiesner@g-ba.de 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
i.A. Christof Wiesner 
Referent 
 
 
Anlagen 
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6.1.2 Stellungnahmeentwurf 
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6.1.3 Erläuterung 
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6.4 Synopse der übereinstimmenden Schwellenkriterien von WBP und G-
BA 

 
Konsentiertes Schwellenkriterium für die Empfehlung des WBP zur Zulassung für die 
vertiefte Ausbildung zum Psychologischen Psychotherapeuten bzw. zur Aufnahme 

eines Verfahrens in die Psychotherapie-Richtlinien 

- Erwachsenenpsychotherapie - 

WBP PT-RL 
Mindestens der Nachweis von  

Wirksamkeit nach Maßgabe des Methodenpa-
piers des WBP 

indikationsbezogenem Nutzen, medizinischer 
Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit nach 
Maßgabe der Verfahrensordnung des G-BA 

bei den folgenden Anwendungsbereichen: 
1.  Affektive Störungen  
2.  Angst- und Zwangsstörungen 

1.1  Affektive Störungen: depressive Episode, re-
zidivierende depressive Störungen, Dysthy-
mie 

1.2  Angststörungen und Zwangsstörungen 
und 

entweder zusätzlich bei mindestens  
einem der folgenden Anwendungsbereiche: 

3.  Dissoziative, Konversions- und somatoforme 
Störungen  

4.  Abhängigkeit und Missbrauch  
5.  Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen  

1.3   Dissoziative Störungen (Konversionsstö-
rungen) und somatoforme Störungen 

2.1   Abhängigkeit von Alkohol, Drogen oder 
Medikamenten nach vorangegangener Ent-
giftungsbehandlung, das heißt im Stadium 
der Entwöhnung unter Abstinenz 

1.8   Persönlichkeitsstörungen und Verhaltens-
störungen 

oder zusätzlich bei mindestens  
zwei der folgenden Anwendungsbereiche: 

6.  Anpassungs- und Belastungsstörungen  
7.  Essstörungen  
8.  Nicht-organische Schlafstörungen 
9.  Sexuelle Funktionsstörungen  
10. Psychische und soziale Faktoren bei somati-

schen Erkrankungen  
11. Schizophrenie, schizotype und wahnhafte 

Störungen  
12. Organische, einschließlich symptomatischer 

psychischer Störungen 
13. Psychische und soziale Faktoren bei Intelli-

1.4. Reaktionen auf schwere Belastungen und 
Anpassungsstörungen  

1.5  Essstörungen 
1.6  Nicht-organische Schlafstörungen 
1.7  Sexuelle Funktionsstörungen 
1.9 Verhaltens- und emotionale Störungen mit 

Beginn in der Kindheit und Jugend15

2.3. Seelische Krankheit als Folge schwerer 
chronischer Krankheitsverläufe 

2.4 Psychische Begleit-, Folge- oder Residual-
symptomatik psychotischer Erkrankungen. 
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genzminderung und tiefgreifende Entwick-
lungsstörungen 

14. Hyperkinetische Störungen   
15. Störungen des Sozialverhaltens  
19. Ticstörungen und Stereotypien  
 

2.2 Seelische Krankheit auf Grund frühkindlicher 
emotionaler Mangelzustände oder tiefgrei-
fender Entwicklungsstörungen, in Ausnahme-
fällen auch seelische Krankheiten, die im Zu-
sammenhang mit frühkindlichen körperlichen 
Schädigungen oder Missbildungen stehen. 

 

 

Konsentiertes Schwellenkriterium für die Empfehlung des WBP zur Zulassung für die 
vertiefte Ausbildung zum Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten bzw. zur Auf-

nahme eines Verfahrens in die Psychotherapie-Richtlinien 

- Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie - 

WBP PT-RL 
Mindestens der Nachweis von  

Wirksamkeit nach Maßgabe des Methodenpa-
piers des WBP 

indikationsbezogenem Nutzen, medizinischer 
Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit nach 
Maßgabe der Verfahrensordnung des G-BA 

bei drei der folgenden drei Anwendungsbereiche: 
1.  Affektive Störungen  
2.  Angst- und Zwangsstörungen 

14. Hyperkinetische Störungen und  
Störungen des Sozialverhaltens   

1.1  Affektive Störungen: depressive Episode, re-
zidivierende depressive Störungen, Dysthy-
mie 

1.2  Angststörungen und Zwangsstörungen 
1.9  Verhaltens- und emotionale Störungen mit 

Beginn in der Kindheit und Jugend 16

oder  
Mindestens der Nachweis von  

Wirksamkeit nach Maßgabe des Methodenpa-
piers des WBP 

indikationsbezogenem Nutzen, medizinischer 
Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit nach 
Maßgabe der Verfahrensordnung des G-BA 

bei zwei der folgenden drei Anwendungsbereiche: 
1.  Affektive Störungen  
2.  Angst- und Zwangsstörungen 

14. Hyperkinetische Störungen   
und Störungen des Sozialverhaltens  

 

1.1  Affektive Störungen: depressive Episode, re-
zidivierende depressive Störungen, Dysthy-
mie 

1.2  Angststörungen und Zwangsstörungen 
1.9  Verhaltens- und emotionale Störungen mit 

Beginn in der Kindheit und Jugend 17

und zusätzlich bei mindestens  
zwei der folgenden Anwendungsbereiche: 

3.  Dissoziative, Konversions- und somatoforme 
Störungen  

4.  Abhängigkeit und Missbrauch  
5.  Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen 

1.3  Dissoziative Störungen (Konversionsstörun-
gen) und somatoforme Störungen 

2.1  Abhängigkeit von Alkohol, Drogen oder Me-
dikamenten nach vorangegangener Entgif-

                                            
16 Zulässig sind nur Studien zu „Hyperkinetische Störungen“ oder „Störungen des Sozialverhaltens“ 
17 Zulässig sind nur Studien zu „Hyperkinetische Störungen“ oder „Störungen des Sozialverhaltens“ 
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6.  Anpassungs- und Belastungsstörungen  
7.  Essstörungen  
8.  Nicht-organische Schlafstörungen 
9.  Sexuelle Funktionsstörungen  
10. Psychische und soziale Faktoren bei somati-

schen Erkrankungen  
11. Schizophrenie, schizotype und wahnhafte 

Störungen  
12. Organische, einschließlich symptomatischer 

psychischer Störungen 
13. Psychische und soziale Faktoren bei Intelli-

genzminderung und tiefgreifende Entwick-
lungsstörungen 

16. Umschriebene Entwicklungsstörungen   
17. Störungen der Ausscheidung 
18. Regulationsstörungen und Fütterstörungen  
19. Ticstörungen und Stereotypien  
 

tungsbehandlung, das heißt im Stadium der 
Entwöhnung unter Abstinenz 

1.8  Persönlichkeitsstörungen und Verhaltensstö-
rungen  

1.4. Reaktionen auf schwere Belastungen und 
Anpassungsstörungen  

1.5  Essstörungen 
1.6  Nicht-organische Schlafstörungen 
1.7  Sexuelle Funktionsstörungen 
2.3. Seelische Krankheit als Folge schwerer 

chronischer Krankheitsverläufe 
2.4 Psychische Begleit-, Folge- oder Residual-

symptomatik psychotischer Erkrankungen.  
2.2 Seelische Krankheit auf Grund frühkindlicher 

emotionaler Mangelzustände oder tiefgrei-
fender Entwicklungsstörungen, in Ausnahme-
fällen auch seelische Krankheiten, die im Zu-
sammenhang mit frühkindlichen körperlichen 
Schädigungen oder Missbildungen stehen. 

1.9 Verhaltens- und emotionale Störungen mit 
Beginn in der Kindheit und Jugend18

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
                                                                                                                                      
18 Zulässig sind Studien zu anderen F 9 Indikationsbereichen außer „Hyperkinetische Störungen“ 

und „Störungen des Sozialverhaltens“ 
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